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national
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CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats
DFI Département fédéral de l'intérieur
SSR Société suisse de radiodiffusion
CC Code civil
LIFD Loi fédérale sur l'impôt fédéral direct
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droit privé

Im April gab der Bundesrat den Vorentwurf für eine Revision des Stiftungsrechts in die
Vernehmlassung. Als wesentliche Neuerung sieht er ein ausdrückliches Verbot von
Stiftungen mit rein wirtschaftlichem Zweck vor. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 27.04.1993
HANS HIRTER

Mit der diskussionslosen Annahme einer Motion Fiala (fdp, ZH) sprach sich der
Nationalrat im März 2017 dafür aus, dass der Bundesrat die Kriterien der
Beaufsichtigung bei kirchlichen und religiösen Stiftungen künftig klar zu präzisieren
habe. Zudem soll die bestehende Pflicht zur Eintragung ins Handelsregister
durchgesetzt und bei Nichteinhaltung sollen Sanktionen erlassen werden. Gemäss dem
privatrechtlichen Konzept der Einheitsstiftung sind kirchliche und religiöse Stiftungen
bei nicht vorhandenen Sonderregelungen dem gleichen Recht unterstellt wie nicht-
kirchliche Stiftungen. In der Praxis werde dieser Unterstellung jedoch oft nicht
nachgelebt, weshalb mit der Motion gewährleistet werden soll, dass die
Religionsgemeinschaften das staatliche Stiftungsrecht beachten. 2

MOTION
DATE: 17.03.2017
KARIN FRICK

Auch die Mehrheit der RK-SR schloss sich der Meinung des Nationalrates an und
erachtete die Präzisierung der Anforderungen an die Aufsicht über kirchliche und
religiöse Stiftungen als notwendig. Auch bei kirchlichen und religiösen Stiftungen
bestehe ein Missbrauchspotenzial bezüglich Geldwäscherei und
Terrorismusfinanzierung, weshalb es unvorsichtig sei, deren Aufsicht allein der jeweils
betreffenden Religionsgemeinschaft zu überlassen. Gegen die entsprechende Motion
Fiala (fdp, ZH) argumentierte eine Kommissionsminderheit, die Aufsicht durch
innerkirchliche Gremien sei basierend auf dem speziellen Verhältnis von Staat und
Kirche historisch gewachsen und grundsätzlich wirkungsvoll. Aufgrund weniger
Missbrauchsfälle die Aufsicht über sämtliche kirchliche Stiftungen zu verschärfen, sei
unverhältnismässig. Der Ständerat schlug in der Herbstsession 2017 einen Mittelweg ein,
indem er die Motion ohne Gegenstimme an die Kommission zurückwies. Diese soll nun
prüfen, die Motion dahingehend abzuändern, dass Stiftungen, die einer anerkannten
Landeskirche zugehörig sind, von den neuen Regelungen ausgenommen werden. 3

MOTION
DATE: 18.09.2017
KARIN FRICK

Nachdem der Ständerat als Zweitrat die Motion Fiala (fdp, ZH) betreffend die
Verschärfung der Aufsicht über kirchliche und religiöse Stiftungen an seine
Kommission zurückgewiesen hatte, befasste sich die RK-SR im April 2018 zum zweiten
Mal mit dem Vorstoss. Nach Anhörung der betroffenen Religionsgemeinschaften kam
sie zum Schluss, die geforderten Massnahmen versprächen nicht genügend Erfolg bei
der Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung. Dies seien weniger
Aufgaben der Stiftungsaufsicht als vielmehr der Strafverfolgung. Ausserdem könnten für
diese Problematik nicht nur Zahlungsströme von Stiftungen, sondern auch von
religiösen Vereinen relevant sein, weshalb die Kommission der Ansicht war, es müsse
eine von der Rechtsform unabhängige Lösung gesucht werden. Eine diskriminierende
Unterscheidung zwischen Landeskirchen und anderen Religionsgemeinschaften, wie es
der Rückweisungsantrag zu prüfen vorgeschlagen hatte, lehnte die Kommission
ausdrücklich ab. Aus diesen Gründen beantragte sie ihrem Rat nun die Ablehnung der
Motion. 4

MOTION
DATE: 26.04.2018
KARIN FRICK

Nach seiner vorberatenden Rechtskommission kam in der Sommersession 2018 auch
der Ständerat zum Schluss, die Motion Fiala (fdp, ZH) sei nicht der richtige Weg, um
Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung durch religiöse Stiftungen und Vereine
entgegenzuwirken. Mit 34 zu 1 Stimme bei 4 Enthaltungen lehnte er den Vorstoss ab. 5

MOTION
DATE: 29.05.2018
KARIN FRICK

01.01.65 - 01.01.21 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Economie

Politique économique

Droit des sociétés

Der Ständerat gab einer parlamentarischen Initiative Schiesser (fdp, GL) Folge, welche
eine attraktivere Ausgestaltung des Stiftungsrechts verlangt. Ziel dieses Vorstosses, der
insbesondere steuerrechtliche Verbesserungen anstrebt, ist es, vermehrt
Privatvermögen zur Finanzierung gemeinnütziger Aufgaben zu gewinnen. 6

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 08.06.2001
HANS HIRTER

In Ausführung einer 2001 überwiesenen parlamentarischen Initiative Schiesser (fdp, GL)
legte die WAK einen Entwurf für die Revision der Stiftungsrechts vor. Ziel der Revision
ist einerseits, dieses Institut attraktiver zu machen, und andererseits, Missbräuche zu
verhindern. Zur Attraktivitätssteigerung schlug die Kommission zwei Massnahmen vor:
In Zukunft soll erstens eine Änderung des Stiftungszwecks möglich sein, wenn dies der
Stifter bei der Gründung so vorgesehen hatte. Zweitens soll die steuerliche
Abzugsfähigkeit von gespendeten Beiträgen für Stiftungen mit öffentlichem oder
gemeinnützigem Zweck erhöht werden. Zur Verhinderung von Missbräuchen mit
Stiftungsgeldern soll eine obligatorische Revision eingeführt werden. Der Ständerat
stimmte diesen Vorschlägen zu. Dabei kämpften der Bundesrat, die SP-Abgeordneten
und einige Kantonsvertreter vergeblich für eine weniger starke steuerliche Entlastung.
Im Einverständnis mit dem Bundesrat überwies der Nationalrat Teile einer Motion Suter
(fdp, BE; 03.3233) für eine Verbesserung der Rechtslage zugunsten von Trusts. Diese im
angelsächsischen Raum verbreitete Rechtsform habe sich namentlich zur Erhaltung von
grossen Familienvermögen in Erbfällen, und damit auch zur Verhinderung von
Unternehmensauflösungen, als nützlich erwiesen. 7

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 18.12.2003
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte der im Vorjahr vom Ständerat gutgeheissenen Revision des
Stiftungsrechts ebenfalls zu. Wie bereits in der kleinen Kammer unterlag auch hier die
Linke mit ihrem Anliegen, bei der steuerlichen Privilegierung weniger weit zu gehen. 8

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 08.10.2004
HANS HIRTER

Die Eidgenössische Stiftungsaufsicht ist im EDI angesiedelt. Eine ihrer Aufgaben
besteht in der Beurteilung von Problemen, die entstehen können, wenn die Absicht
eines Stiftungsgründers neu interpretiert werden muss. Im Nachgang zur Lösung eines
derartigen Konflikts hatte die GPK des Ständerats mit einer Motion verlangt, dass diese
Stiftungsaufsicht in ein anderes Departement umzusiedeln sei (z.B. ins EJPD). Da viele
Stiftungen in den Bereichen Kultur, Bildung, Forschung und gemeinnützige Aufgaben
verankert seien, könnten für das auf dem selben Feld tätige EDI Interessenkonflikte
entstehen. Gegen den Antrag des Bundesrates, der sich unter anderem auf seine
alleinige Kompetenz in Fragen der Verwaltungsorganisation berief, hiess die kleine
Kammer den Vorstoss gut. 9

MOTION
DATE: 25.09.2006
HANS HIRTER

Die Motion des Ständerats aus dem Vorjahr, die Stiftungsaufsicht des Bundes wegen
möglicher Interessenkonflikte in ein anderes Departement als das EDI umzusiedeln,
fand im Nationalrat nicht ungeteilte Zustimmung, da diese Frage den alleinigen
Kompetenzbereich der Regierung betrifft. Er wandelte deshalb die Motion in einen
Prüfungsauftrag an den Bundesrat um. Zähneknirschend schloss sich die kleine Kammer
diesem Beschluss an. 10

MOTION
DATE: 02.10.2007
HANS HIRTER

Beide Ratskammern überwiesen gegen den Widerstand der SP und der GP eine Motion
Luginbühl (bdp, BE) für eine Steigerung der Attraktivität der Schweiz als Sitz von
Stiftungen. Sowohl für gemeinnützige Stiftungen als auch für Stiftungen zur Verwaltung
von Familienvermögen sollen die steuerlichen Rahmenbedingungen ebenso attraktiv
ausgestaltet werden wie in den günstigsten ausländischen Standorten. Der Nationalrat
überwies im Anschluss daran auch noch eine Motion (09.3971) seiner WAK für die
Schaffung eines Stiftungsregisters und die Erhebung von statistischen Angaben zu den
Stiftungen. 11

MOTION
DATE: 10.12.2009
HANS HIRTER
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Der Ständerat gab seine Zustimmung zur nationalrätlichen Abänderung der Motion
Luginbühl (bdp, BE) für eine Steigerung der Attraktivität der Schweiz als Sitz von
Stiftungen. Ursprünglich war zur Anerkennung als Stiftung die Vorschrift einer
jährlichen Mindestquote an zweckgebundenen Beiträgen vorgesehen gewesen. Diese
war aber durch den Nationalrat mit einer allgemeinen Betonung der gemeinnützigen
Ausrichtung ersetzt worden. Zudem wurde der Bundesrat beauftragt, eine Revision der
Stiftungsaufsicht zu prüfen. Eine zusätzliche Motion, die durch die Kommission für
Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats ins Spiel gebracht worden war, lehnte der
Ständerat im Gegensatz zum Nationalrat hingegen ab. Sie hatte die Schaffung eines
Stiftungsregisters und die Erhebung entsprechender statistischer Eckwerte gefordert. 12

MOTION
DATE: 01.03.2010
SUZANNE SCHÄR

Crédit et monnaie

Régulation des marchés financiers

Etant donné la mutation structurelle de l'industrie financière, la vigueur de la
concurrence internationale sur les marchés financiers et les difficultés d'accès aux
marchés financiers européens, il est important, selon le groupe libéral-radical, de
réviser la législation suisse sur les trusts. Le groupe a donc déposé un postulat pour
obtenir un rapport sur l'opportunité d'introduire les trusts dans le droit privé suisse. Ce
rapport serait incorporé au prochain rapport sur la stratégie politique pour la place
financière helvétique. Pour appuyer son argumentation, le groupe libéral-radical a
expliqué que l'adoption de l'article 26 du nouveau modèle de convention fiscale de
l'OCDE, lié au blanchiment d'argent et à la sphère privée, détruit un avantage
concurrentiel de la Suisse. L'implémentation du trust dans la législation suisse offrirait
un nouvel instrument indispensable pour faire jeu égal avec nos concurrents sur les
marchés financiers. Le Conseil fédéral s'est opposé à l'adoption de ce postulat. Pour
justifier cette position, il a mentionné deux rapports récemment publiés. Tout d'abord,
il a précisé que les normes internationales du GAFI exigent l'identification de l'ayant
droit économique afin de lutter contre le blanchiment d'argent et le financement du
terrorisme. A partir de là, il a ajouté que des contournements législatifs pour cacher
l'identité de l'ayant droit économique allaient à contre-courant de l'évolution
internationale sur la thématique qui mise sur plus de transparence, et de la stratégie du
Conseil fédéral qui vise l'intégrité de la place financière suisse. Pour conclure, le
Conseil fédéral a précisé qu'aucune mesure législative n'avait été recommandée lors du
récent rapport sur le droit des fondations. Néanmoins, le chambre du peuple s'est
rangée du côté du groupe libéral-radical. Elle a adopté le postulat par 123 voix contre 67
et 2 abstentions. Les voix du PS, des Verts et des Vert'libéraux, opposées à ce postulat,
ont donc été insuffisantes. 13

POSTULAT
DATE: 27.02.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Finances publiques

Plan financier et mesures d'assainissement

Ursprünglich im Rahmen des Stabilisierungsprogramms 2017-2019 geplant, hatten die
Büros des National- und Ständerats im Herbst 2016 die Behandlung des Bundesgesetzes
über Aufgaben, Organisation und Finanzierung der Eidgenössischen Stiftungsaufsicht
(ESAG) sistiert und den Rechtskommissionen zugewiesen. Die Vorlage sollte die
Rahmenbedingungen für die Umwandlung der ESA in eine öffentlich-rechtliche Anstalt
mit eigener Rechtspersönlichkeit und eigener Rechnung festlegen. Mit der Sistierung
sollten jedoch zuerst die Entscheidungen des Parlaments zu konnexen Geschäften
abgewartet werden. 
Im April 2017 gab die RK-SR bekannt, dass sie mit 9 zu 2 Stimmen (bei einer Enthaltung)
keine Auslagerung der Stiftungsaufsicht möchte und somit auf ein Eintreten verzichte.
Zuvor hatte sie Vertretungen der Stiftungsverbände Swissfoundations und Profonds
angehört und den Evaluationsbericht der EFK zur Wirksamkeit von „klassischen"
Stiftungen beraten. Dabei kritisierte die Mehrheit der RK-SR insbesondere, dass sich
die Vorlage des Bundesrates ausschliesslich mit der Organisation der Stiftungsaufsicht
befasse und die Thematik nicht umfassend behandle. 
Für die RK-SR erklärte Fabio Abate (fdp, TI) dem Ständerat in der Sommersession, dass
die ESA durch die Umwandlung formell von Weisungen des Bundesrates oder von
Verwaltungsbehörden befreit wäre und vollständig eigenfinanziert würde. Dadurch
könne der Bundeshaushalt durch eine Reduktion des Personalbestands um CHF
650'000 pro Jahr entlastet werden. Gleichzeitig könne dadurch die Plafonierung des
Bundespersonalbestands umgangen werden, welche selbst die Schaffung

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 13.06.2017
ANJA HEIDELBERGER
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gebührenfinanzierter neuer Stellen verhindere. Keinen Einfluss hätte dies auf die
Bestimmungen des Zivilgesetzbuches zu Inhalt und Umfang der Stiftungsaufsicht oder
auf die Kompetenzaufteilung zwischen der eidgenössischen Stiftungsaufsicht und den
kantonalen Stiftungsaufsichtsbehörden. Gerade diesen letzten Punkt bestritt jedoch
Ständerat Cramer (gp, GE): Zur Auslagerung der Stiftungsaufsicht müsse gemäss EFK
zwingend das Zivilgesetzbuch (v.a. Art. 84) angepasst werden, was ausführliche
Änderungen sowie ein Vernehmlassungsverfahren mit sich bringen würde.
Entsprechend sei die Aufarbeitung dieser Vorlage durch den Bundesrat unvollständig.
Roland Eberle (svp, TG) ergänzte zusammenfassend, dass die heutige Stiftungsaufsicht
auf Bundes- und Kantonsebene funktioniere und es sich somit lediglich um ein
Ressourcenproblem handle. Dies sei aber nicht Grund genug, ein gut funktionierendes
System infrage zu stellen. Demgegenüber argumentierten Christian Levrat (sp, FR) und
Bundesrat Berset, dass sie bisher kaum Gründe gehört hätten, nicht auf das Geschäft
einzutreten. So sei die Tatsache, dass die Vorlage im Rahmen des
Stabilisierungsprogramms eingebracht worden war, kaum Grund genug, den
Änderungsvorschlag noch nicht einmal zu besprechen. Der Innenminister betonte
zudem, dass sich diese Organisationsform in sechzehn Kantonen bereits bewährt habe
und dass die EFK gemäss ihrem Bericht eine Umwandlung ausdrücklich unterstütze.
Dennoch sprach sich der Ständerat mit 31 zu 8 Stimmen (4 Enthaltungen) relativ
deutlich gegen ein Eintreten aus. 14

In der Wintersession 2017 beschäftigte sich der Nationalrat mit einem Gesetzesentwurf
zur Ausgliederung der Eidgenössischen Stiftungsaufsicht aus der zentralen
Bundesverwaltung und ihrer Umgestaltung in eine öffentlich-rechtliche Anstalt, wie sie
im Rahmen des Stabilisierungsprogramms 2017-2019 angedacht worden war. Obwohl
die Kommission für Rechtsfragen festgestellt hatte, dass die Stiftungsaufsicht im
Rahmen der Bundesverwaltung der Corporate-Governance-Regelung formell nicht in
allen Punkten entspricht, sah die FK-NR gemäss Karl Vogler (csp, OW) mit Verweis auf
entsprechende Aussagen aus der Verwaltung keine zwingenden Gründe für eine
Auslagerung. Da durch eine Verselbständigung zudem Mehrkosten entstünden, welche
die Stiftungen tragen müssten, beantragte die Mehrheit der FK-NR, wie bereits der
Ständerat, nicht auf die Vorlage einzutreten. Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) nahm
die Argumentationen der Befürworter aus dem Ständerat wieder auf, wonach ihre
Einreichung im Rahmen des Stabilisierungsprogramms noch kein Grund sei, auf eine
Diskussion über die Auslagerung der Stiftungsaufsicht zu verzichten. Zudem hätten sich
in der Vernehmlassung der schweizerische Dachverband der gemeinnützigen Stiftungen
und Vereine (pro Fonds) sowie der Verband der Schweizer Förderstiftungen (Swiss
Foundations) für eine Änderung und somit für mehr Autonomie für die Stiftungen
ausgesprochen. Auch die EFK befürworte gemäss Fehlmann Rielle eine Auslagerung,
weil die einzelnen Fälle immer komplexer würden und sich der Einstellungsstopp in der
Bundesverwaltung dadurch negativ auf die Kontrolle der Stiftungen auswirken könnte.
Somit sei eine inhaltliche Diskussion dringend nötig, zumal sie im Ständerat nicht
stattgefunden habe. Trotz ähnlicher Argumentation durch Bundesrat Berset verzichtete
auch die grosse Kammer mit 135 zu 46 Stimmen (4 Enthaltungen) auf Eintreten und
versenkte damit die Vorlage. 15

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 11.12.2017
ANJA HEIDELBERGER

Infrastructure et environnement

Protection de l'environnement

Protection de la nature

Eine neue Forderung an den Bund betraf den Schweizerischen Nationalpark. Da die
Kosten für dessen Unterhalt den Schweizerischen Bund für Naturschutz immer stärker
belasten, beschloss dieser, für den Park die Rechtsform einer öffentlichen Stiftung
anzustreben, an der die Eidgenossenschaft beteiligt wäre. 16

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 28.05.1973
PETER GILG
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Déchets

Der Pharmakonzern Novartis gründete im Berichtsjahr eine Stiftung zur Sanierung von
Chemiemülldeponien in der Region Basel. Sie wurde mit einem Kapital von 200 Mio Fr.
dotiert. 17

AUTRE
DATE: 29.09.2007
ANDREA MOSIMANN

Politique sociale

Assurances sociales

Prévoyance professionnelle

Da die SGK-NR der parlamentarischen Initiative Kuprecht zur Stärkung der Autonomie
der kantonalen und regionalen Stiftungsaufsichten über das BVG keine Zustimmung
gegeben hatte, hörte sich die SGK-SR im September 2017 die OAK-BV und die
Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht an. Anschliessend entschied sie, die
parlamentarische Initiative zu sistieren und im Rahmen der bundesrätlichen Botschaft
zur Modernisierung der Aufsicht in der 1. Säule und zur Optimierung in der 2. Säule zu
behandeln. Da sich aber bald abzeichnete, dass die Ausarbeitung dieser Botschaft mehr
Zeit in Anspruch nehmen würde als geplant, bestätigte die SGK-SR in ihrer Sitzung von
Ende April 2018 kurz vor Ablauf der Behandlungsfrist des Vorstosses ihren früheren
Beschluss und gab der Initiative mit 6 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen erneut Folge.
Damit gelangte das Anliegen von Kuprecht in der Sommersession 2018 in den Ständerat.
Dort fasste Josef Dittli (fdp, UR) die Position der Kommission noch einmal zusammen:
Da die OAK BV in den letzten Jahren durch Weisungen, Gleichschaltungsabsichten und
Anträge auf Verordnungsänderungen immer mehr Einfluss genommen habe, müsse den
regionalen und kantonalen Aufsichtsbehörden die Berechtigung gegeben werden,
selber über die Zusammensetzung ihrer Organe zu bestimmen. Dem stimmte die kleine
Kammer zu und nahm die Initiative stillschweigend an. 18

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 08.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Wie bereits in ihrer ersten Stellungnahme zur parlamentarischen Initiative Kuprecht
(svp, SZ) zur Stärkung der Autonomie der kantonalen und regionalen
Stiftungsaufsichten über das BVG verwies die SGK-NR auch in ihrem
Kommissionsbericht vom Mai 2019 auf die Bundesratsvorlage, die im Sommer 2019 ins
Parlament kommen soll. Die Ausgangslage habe sich im Vergleich zum Mai 2017 nicht
verändert, erklärte die Kommission und beantragte mit 20 zu 2 Stimmen, im Gegensatz
zum Ständerat der Initiative keine Folge zu geben. Trotz eines Antrags Gmür-
Schönenberger (cvp, LU) auf Folgegeben, der von einer Mehrheit der CVP-, einer
Minderheit der SVP-Fraktion sowie von einzelnen Mitgliedern der anderen Fraktionen
unterstützt wurde, befürwortete der Nationalrat den Kommissionsantrag in der
Sommersession 2019 mit 143 zu 43 Stimmen und verwarf die parlamentarische
Initiative. 19

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 05.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises

Politique culturelle

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Stärkung des Schweizer Stiftungsstandortes (Pa.Iv. 14.470)

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte Werner Luginbühl (bdp, BE) 2014 eine
Verbesserung der Rahmenbedingungen des Gemeinnützigkeits- und Stiftungswesens in
der Schweiz. Nach anfänglichem Widerstand durch die RK-NR gaben schliesslich beide
Rechtskommissionen der Initiative Folge. Der auf Wunsch der RK-SR von der
Bundesverwaltung ausgearbeitete Entwurf stiess im Frühling 2020 auf starke Kritik in
der Vernehmlassung, worauf die ständerätliche Kommission die Vorlage auf zwei der
ursprünglich acht gestellten Forderungen beschränkte: Stifterinnen und Stifter sollen
neu ausgebaute Rechte in Bezug auf Organisationsänderungen der Stiftung erhalten,

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 02.11.2015
SARAH KUHN
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zudem sollen Änderungen an der Stiftungsurkunde zukünftig einfacher vorgenommen
werden können. Beide Aspekte hiess das Parlament gut und sprach überdies Personen
mit einem «berechtigten Kontrollinteresse» neu ebenfalls ein Beschwerderecht zu,
schloss jedoch Spenderinnen und Spender sowie diesen nahestehende Personen davon
aus.

Chronologie
Parlamentarische Initiative und Vorprüfung durch die RK-SR
RK-NR stimmt nicht zu
RK-SR gibt Folge
Zustimmung durch RK-NR
Auftrag der RK-SR an die Bundesverwaltung zur Ausarbeitung eines Entwurfs
Genehmigung der Fristverlängerung bis 2021 durch den Ständerat
Vernehmlassung und Vernehmlassungsergebnisse
Detailberatungen im Ständerat
Eintretensentscheid der RK-NR
Detailberatungen im Nationalrat
Differenzbereinigung und Schlussabstimmungen
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Mit einer Ende 2014 eingereichten parlamentarischen Initiative Luginbühl (bdp, BE)
wurde das Parlament aufgefordert, Anpassungen der gesetzlichen Grundlage –
insbesondere des ZGB und DBG – vorzunehmen, damit die Rahmenbedingungen des
Gemeinnützigkeits- und Stiftungswesens in der Schweiz in ihrer Wirksamkeit und
ihrem liberalen Charakter gestärkt werden. Das Parlament soll hierbei im Wesentlichen
organisatorischen und formellen Anforderungen Rechnung tragen. So soll das BfS
regelmässig Daten zu den steuerbefreiten gemeinnützigen Organisationen publizieren.
Auch wird eine Präzisierung der Regelung der Stiftungsaufsichtsbeschwerde, in
Anlehnung an das Beschwerderecht von Personen mit berechtigten Kontrollinteressen,
erwartet. Des Weiteren sollen auch Anpassungen im Rahmen der Stiftungsurkunde
vorgenommen werden; zwecks Vereinfachung würden für unwesentliche Änderungen
die notarielle Beurkundung entfallen und die Stifterrechte durch Ausdehnung des
Änderungsvorbehalts auf Organisationsänderung optimiert werden. Zudem sollen eine
Haftungsbegrenzung für ehrenamtliche Organmitglieder, Steuerprivilegien für von
Erben vorgenommene Zuwendungen aus dem Nachlass und die Möglichkeit eines
Spendenvortrags auf spätere Veranlagungsperioden angedacht werden. Als letzter
Punkt soll eine Angleichung des Steuerrechts an das Zivilrecht berücksichtigt werden, in
dem keine Verweigerung bzw. kein Entzug der Steuerbefreiung für die entsprechende
Honorierung von strategischen Leitungsorganen sichergestellt wird. Im November 2015
wurde der Vorstoss in der Vorprüfung von der RK-SR behandelt und für gut befunden.
Die Kommission gab der Initiative mit 7 zu 1 Stimmen bei 3 Enthaltungen Folge. 20

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 03.11.2015
MELIKE GÖKCE

Rund ein Jahr nach ihrer Schwesterkommission konnte sich auch die RK-NR in der
Vorprüfung der parlamentarischen Initiative Luginbühl (bdp, BE) zu einem Entscheid
durchringen. Im Mai 2016 hatte sie angekündigt, dass sie zunächst Anhörungen
durchführen wolle, bevor sie darüber entscheide, ob sie sich dem Beschluss der RK-SR
zur Anpassung der gesetzlichen Grundlagen für die Rahmenbedingungen des
Gemeinnützigkeits- und Stiftungswesens zur Stärkung des Schweizer
Stiftungsstandorts anschliessen wolle. Diese Anhörungen fanden schliesslich im August
desselben Jahres statt. Im November kam dann die ernüchternde Nachricht: Die RK-NR
sehe diesbezüglich keinen Handlungsbedarf und sprach sich mit 13 zu 6 Stimmen ohne
Enthaltung gegen den Vorstoss aus. Sie bezweifelte, dass die Massnahmen – auch
aufgrund ihrer Heterogenität – zu einer effektiven Stärkung führen würden und
befürchtete im Gegenteil negative Auswirkungen auf das Schweizer Steuersystem. 21

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 03.11.2016
MELIKE GÖKCE

Nach dem Negativbescheid der RK-NR im Herbst 2016 lag es nun am Ständerat, über
das Weiterbestehen der parlamentarischen Initiative Luginbühl (bdp, BE) zu befinden.
Die RK-SR hielt an ihrem Entscheid vom November 2015 fest und beantragte ihrem Rat
im entsprechenden Bericht vom August 2017, der Initiative Folge zu geben (mit 10 zu 2
Stimmen bei einer Enthaltung). Sie betonte abermals die Relevanz des
Gemeinnützigkeits- und Stiftungswesens für die Schweiz. Gerade vor dem Hintergrund
des stetig steigenden Konkurrenzkampfes auf internationaler Ebene sehe sie

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 12.09.2017
MELIKE GÖKCE
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Handlungsbedarf, um die institutionellen und rechtlichen Rahmenbedingungen der in
der Schweiz ansässigen Stiftungen zu verbessern und den weltweit bekannten
Stiftungsstandort Schweiz zu festigen. Des Weiteren verwies die Kommission darauf,
dass die letztmalige Stiftungsrechtsrevision auf das Jahr 2006 datiere und gerade in
Anbetracht der Schnelllebigkeit des Stiftungssektors eine entsprechende Anpassung
angemessen wäre.
Der Ständerat teilte diese Einschätzung und gab der Initiative ohne Einwände
entsprechend Folge. Ständerat Vonlanthen (cvp, FR) führte in seinem Votum drei
wesentliche Argumente an, weshalb er sich dem mit „überwältigendem Mehr“ von der
Kommission angeführten Vorschlag anschliessen und sich für das Vorankommen des
Vorstosses einsetzen wolle. Erstens bestehe Handlungsbedarf, da die heutigen
Rahmenbedingungen teilweise nicht mehr zeitgemäss seien, zweitens wolle die
Initiative keine komplizierte Totalrevision, sondern lediglich punktuell gesteuerte
Anpassungen anstossen und drittens sei die von der Swissfoundations angebrachten
Kritik bezüglich einer fehlenden strategischen Stossrichtung und
„Verschlimmbesserung“ der Grundlagen unbegründet. Gerade die Teilrevision erlaube
ein zielgerichtetes Agieren und durch die Vorarbeit von Experten könnten
entsprechend sinnvolle Lösungen vorgeschlagen werden. Der Initiant selbst schloss die
Debatte mit einer Reminiszenz an die Gründung der parlamentarischen Gruppe
Philanthropie/Stiftungen, welcher auch einige der Anwesenden angehörten: Fast alle
Ständeratsmitglieder seien in einer Stiftung tätig, nur ganz wenige aber befassten sich
auch mit dem Stiftungswesen, obwohl dessen Bedeutung in der Schweiz beträchtlich
sei. Er selbst habe sich immer mehr mit dieser Thematik auseinandergesetzt und nicht
zuletzt nach der vom Bundesrat beantragten Abschreibung seiner vor neun Jahren
eingereichten Motion (09.3344) zur Attraktivierung des Stiftungswesens festgestellt,
dass es zwar keine Totalrevision brauche – wie damals verlangt – jedoch eine gezielte
Optimierung im Feinbereich. 22

Nach einer langen und kontroversen Vorprüfungsphase kam die parlamentarische
Initiative Luginbühl (bdp, BE) schliesslich im Oktober 2017 zustande. Die RK-NR hatte
ihren ablehnenden Beschluss vom November 2016 revidiert und sich entschlossen, mit
9 zu 5 Stimmen bei 8 Enthaltungen der Initiative Folge zu geben – dies, nachdem der
Initiative bereits im September 2017 vom Ständerat Folge gegeben worden war. Die RK-
SR, als Kommission des Erstrates, wurde folglich damit beauftragt, einen Entwurf zur
Anpassung der gesetzlichen Grundlagen für die Rahmenbedingungen des
Gemeinnützigkeits- und Stiftungswesens auszuarbeiten. 23

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 22.10.2017
MELIKE GÖKCE

Nach einer erfolgreichen Vorprüfungsphase war es nun an der RK-SR, eine Vorlage
auszuarbeiten, mit der die notwendigen Gesetzesänderungen zur Stärkung der
Rahmenbedingungen eines wirksamen und liberalen Schweizer Gemeinnützigkeits-
und Stiftungswesens vorgenommen werden können. Unter Berücksichtigung
entsprechender Erkenntnisse aus Expertenanhörungen beschloss die Kommission im
Mai 2019 mit 7 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung, die Verwaltung mit der Ausarbeitung
einer solchen Vorlage zu beauftragen. Im Rahmen der Kommissionssitzung war indes
auch die Möglichkeit einer Sistierung der zu behandelnden parlamentarischen Initiative
angedacht worden, um den Vorentwurf zur Regelung von Trusts (Mo. 18.3383)
abzuwarten, schliesslich aber doch einer separaten Behandlung der beiden Vorstösse
der Vorrang gegeben worden. Da die gesetzlich festgeschriebene Zweijahresfrist zur
Ausarbeitung der Vorlage im Herbst 2019 bereits fällig gewesen wäre, beantragte die
Kommission eine Fristverlängerung um weitere zwei Jahre, über die der Ständerat wohl
in einer der folgenden Sessionen entscheiden wird. 24

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 17.05.2019
MELIKE GÖKCE

Ohne weitere Umschweife wurde der parlamentarischen Initiative Luginbühl (bdp, BE),
mit der die Stärkung der Rahmenbedingungen eines wirksamen und liberalen
Schweizer Gemeinnützigkeits- und Stiftungswesens angestrebt wird, in der
Herbstsession 2019 vom Ständerat eine Fristverlängerung von 2 Jahren bis 2021
gewährt. 25

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 16.09.2019
MELIKE GÖKCE
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Nachdem der Ständerat in der Herbstsession 2019 der Ausarbeitung einer Vorlage zur
parlamentarischen Initiative Luginbühl (bdp, BE) eine zweijährige Fristverlängerung
gewährt hatte, schickte die RK-SR Ende November 2019 den Vorentwurf zur Stärkung
der Rahmenbedingungen eines wirksamen und liberalen Schweizer
Gemeinnützigkeits- und Stiftungswesens in die Vernehmlassung. Um die weltweite
Bedeutung und die günstigen Bedingungen des Schweizer Stiftungsrechts
aufrechterhalten zu können, bedürfe es vereinzelter Korrekturen, die mit den acht
vorgeschlagenen Massnahmen der parlamentarischen Initiative angegangen werden
könnten und daher auch in dieser Form in die Kommissionsvorlage aufgenommen
worden seien, so der entsprechende Kommissionsbericht. Die Massnahmen
orientierten sich an realen Bedürfnissen und seien sowohl angemessen als auch
verwertbar und setzten sich u.a. mit der Aufsicht und der Haftung von
Stiftungsratsmitgliedern auseinander, ohne dabei eine Einschränkung der bewährten
Rechtsgrundlagen zu provozieren oder mit internationalen Verpflichtungen sowie
europäischem Recht zu kollidieren.
Das zentrale Element der Vorlage stellen die vorgeschlagenen Steueranreize dar, wobei
die Kommission in ihrem Vorentwurf mehrere Varianten in Betracht zog, mit denen die
steuerliche Bevorzugung von Zuwendungen aus Nachlässen und die Spendenvorträge
auf spätere Veranlagungsperioden ermöglicht werden sollen. Die Hauptvariante
ermöglicht einen Spendenabzug für die zwei folgenden Steuerperioden, während die
Variante 1 keine zeitliche Begrenzung vorsieht. Die Variante 2 sieht weder für einmalig
erhöhte Abzüge noch für einen Spendenvortrag Regularien vor. Diese Erneuerungen
hätten zwar naturgemäss sowohl für den Bund als auch für die Kantone
Mindereinnahmen zur Folge, die Kommission ging aber davon aus, dass die positiven
gesellschaftlichen Effekte, die aus den Zuwendungen für gemeinnützige Zwecke
entstehen, diese Mindereinnahmen weit überkompensieren würden. Die
Vernehmlassung dauerte bis zum 13. März 2020. 26

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 28.11.2019
MELIKE GÖKCE

Mitte Januar 2020 verkündeten diverse Medien, dass Dr. h.c. Heinrich Weiss, Gründer
des Museums für Musikautomaten, am 9. Januar 2020 in seinem 100. Lebensjahr
verstorben war.
Bereits in den 1960er-Jahren hatte Heinrich Weiss – auch bekannt als der Erfinder des
Barcodes – mit dem Sammeln von Schweizer Musikdosen und anderen mechanischen
Musikinstrumenten begonnen und 1979 gar eigens hierfür ein privates Museum in
Seewen (SO) eröffnet, das rasch weit über die Landesgrenzen hinaus Bekanntheit
erlangte. Zur langfristigen Sicherung der Sammlung und des Museums gründete er
gemeinsam mit seinen Familienangehörigen 1981 die «Dr. h.c. H. Weiss-Stauffacher-
Stiftung». 
Ab dem 1. Juli 1990 wurde das Museum für Musikautomaten als ein Museum des Bundes
geführt, da es durch eine Schenkung, die mit der Annahme eines
Bundesratsbeschlusses bestätigt worden war, an die Schweizerische Eidgenossenschaft
überging. In den frühen 1990er-Jahren leitete Weiss die Einrichtung noch selbst und
zeigte sich für die Realisierung eines im Frühjahr 2000 von Bundesrätin Ruth Dreifuss
eingeweihten Erweiterungsbaus verantwortlich.
Das Bundesamt für Kultur (BAK) führte in einer Mitteilung an, dass das Museum für
Musikautomaten heute dem BAK angegliedert sei und ergänzend weiterhin den Zusatz
«Sammlung Dr. h.c. Heinrich Weiss» in seinem Namen trage. 27

DÉBAT PUBLIC
DATE: 09.01.2020
MELIKE GÖKCE

Langues

Rund zwei Jahre nach der Ankündigung der Somedia AG, die rätoromanische
Tageszeitung «La Quotidiana» nicht mehr mitfinanzieren zu wollen, und der damit
aufgeworfenen Frage um die Zukunft der romanischen Medienlandschaft im
Allgemeinen stellten Vertreterinnen und Vertreter der romanischen Medien im Frühjahr
2019 ein neues Medienkonzept vor, von dem sie sich eine Entlastung der Situation
erhofften. Im Rahmen des Projektes «Medias rumantschas 2019» wollten öffentliche
und private rätoromanische Medien ab Anfang 2020 zusammenspannen und täglich ein
Medienangebot in der vierten Landessprache bereitstellen. Auf den Weg gebracht
wurde das Konzept unter der Leitung der Lia Rumantscha. Mit von der Partie waren die
Zeitungen «Engadiner Post/Posta Ladina», «La Quotidiana» und «La Pagina da
Surmeir», die SRG-Tochter Radiotelevisiun Svizra Rumantscha (RTR), die Somedia AG
sowie die ehemalige Agentura da Novitads Rumantscha (ANR). Letztere war im Rahmen
der Neukonzeption in die unabhängige Stiftung «Fundaziun da medias rumantschas»
(FMR) überführt worden, welche sich in einem wesentlichen Punkt von ihrer

DÉBAT PUBLIC
DATE: 25.03.2019
MELIKE GÖKCE
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Vorgängerin unterschied: Vertreterinnen und Vertreter von Medienhäusern mit
Leistungsvereinbarungen erhielten keinen Einsitz mehr in den FMR-Stiftungsrat,
sondern sollten ihre Anliegen an einen der FMR beigeordneten Konsultationsrat
richten. Während der Kernauftrag der FMR in der Sicherstellung der medialen
Versorgung der rätoromanischen Bevölkerung in Textform lag, sollte RTR in erster Linie
Nachrichten und Aktualitäten beisteuern. Derweil investiere Somedia in den Vertrieb,
die Verbreitung und das Marketing, wie Somedia-Geschäftsführer Silvio Lebrument
gegenüber den Medien erläuterte.
Das von der FMR und RTR in allen fünf Idiomen und auf Rumantsch Grischun
produzierte Textangebot soll allen beteiligten Partnern kostenlos und zur
gleichberechtigten Verwendung auf einer Plattform zur Verfügung gestellt werden.
Damit dieser erweiterte Auftrag erfüllt werden kann, genehmigte die Bündner
Regierung im Dezember 2019 die neue Leistungsvereinbarung mit der FMR, welche die
bestehende Vereinbarung mit ANR für die Legislaturperiode 2017–2020 ersetzt. Neu
werden ab 2020 die jährlichen Bundes- und Kantonsbeiträge an die Stiftung um je CHF
300'000 erhöht. Für das Jahr 2020 erhält die FMR folglich CHF 745'000 an
Kantonsbeiträgen und rund CHF 1 Mio. an Bundesbeiträgen. 28

Médias

Presse

«Un nouveau chapitre s'ouvre pour ‹Le Temps›», titelte das französischsprachige
Traditionsblatt Anfang November 2020 und vermeldete den Verkauf von «Le Temps»
an die Stiftung Aventinus. François Longchamp, Präsident des Stiftungsrates und
früherer Genfer Staatsrat (fdp), gab bekannt, das Blatt als unabhängige Qualitätszeitung
weiterführen zu wollen. Die Redaktion von «Le Temps» zieht damit zurück nach Genf
und somit an den Standort, den sie nach der Übernahme der Aktienanteile von Tamedia
durch Ringier im Jahr 2014 Richtung Lausanne verlassen hatte. Ringier kommentierte
den Verkauf an die Stiftung damit, dass man künftig auf publizistische Kernprodukte
fokussieren wolle. Darüber hinaus sichere ein Verkauf der Zeitung langfristig deren
Überleben und den Erhalt von über 100 Arbeitsplätzen. 2017 hatte Ringier bereits das
kurz zuvor mit «Le Temps» fusionierte Nachrichtenmagazin «L'Hébdo» aufgegeben;
dieses war damals aufgrund anhaltend roter Zahlen eingestellt worden. Die Stiftung
Aventinus, Käuferin von «Le Temps», war im Oktober 2019 mit dem Zweck gegründet
worden, unabhängige und diversifizierte Qualitätsmedien zu erhalten. Dass eine
Tageszeitung von einer Stiftung übernommen wird, ist eine Premiere in der Schweiz. 29

AUTRE
DATE: 04.11.2020
MARLÈNE GERBER

Partis, associations et groupes d'intérêt

Associations

Groupes sociales

Die letztjährige landesweite Kampagne zur Rettung der finanziell angeschlagenen Pro
Juventute, bei der sich Persönlichkeiten aus Politik, Sport und Gesellschaft engagiert
hatten, zeigte erste Wirkung. Die Bereitschaft, sich für die Stiftung zu engagieren, war
nach Stiftungsdirektor Stephan Oetiker deutlich zu spüren: Grossfirmen spendeten
Geld oder Firmen stockten ihre bisherigen Beiträge auf. 30

CHRONIQUE DES ASSOCIATIONS
DATE: 18.01.2011
DEBORA SCHERRER

1) NZZ und BaZ, 27.4.93.
2) AB NR, 2017, S. 542
3) AB SR, 2017, S. 646 f.; Kommissionsbericht RK-SR vom 15.08.2017
4) Kommissionsbericht RK-SR vom 26.4.18; Medienmitteilung RK-SR vom 27.4.18
5) AB SR, 2018, S. 311 ff.
6) AB SR, 2001, S. 260; NZZ, 28.5.01.
7) AB NR, 2003, S. 2118.; BBl, 2003, S. 8153 ff. und 8191 ff.; AB SR, 2003, S. 1215 ff.; NZZ, 16.12.03; SHZ, 6.8.03.
8) AB NR, 2004, S. 1168 ff., 1568 f. und 1759; AB SR, 2004, S. 477 ff., 594 und 649; BBl, 2004, S. 5435 ff.; AZ, 16.6.04.
9) AB SR, 2006, S. 728 f.
10) AB NR, 2007, S. 1066 f.; AB SR, 2007, S. 883.
11) AB SR, 2009, S. 720 f.; AB NR, 2009, S. 2286 ff. und 2288.
12) AB NR, 2009, S. 2286 ff.; AB SR, 2010, S. 13 f.
13) BO CN, 2017, pp.21
14) AB SR, 2016, S. 823 ff.; AB SR, 2017, S. 473 ff.; BBl, 2016, S. 4691 ff.; Medienmitteilung FK-NR vom 12.10.2016;
Medienmitteilung FK-SR vom 23.08.2016; Medienmitteilung RK-SR vom 26.04.2017
15) AB NR, 2017, S. 2038 ff.
16) Ldb, 26.4.73 ; NZZ; 28.5.73.
17) NZZ, 29.9.07.
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18) AB SR, 2018, S. 584; Kommissionsbericht SGK-SR vom 26.4.18; Medienmitteilung SGK-SR vom 8.9.17
19) AB NR, 2019, S. 863; Bericht SGK-NR vom 3.5.19
20) Medienmitteilung der RK-SR vom 04.11.15
21) Anhörungsbericht FDK vom 01.07.16; Medienmitteilung RK-NR vom 04.11.16; Medienmitteilung RK-NR vom 13.05.16;
Medienmitteilung RK-NR vom 19.08.16
22) AB SR, 2017, S. 581 f.; Kommissionsbericht RK-SR vom 15.08.17; Medienmitteilung RK-SR vom 15.08.17
23) Medienmitteilung RK-NR vom 23.10.17
24) Bericht RK-SR vom 17.5.19
25) AB SR, 2019, S. 721
26) Bericht RK-SR vom 21.11.19
27) Medienmitteilung BAK vom 16.1.20; BLZ, 16.1.20; BaZ, SZ, 17.1.20
28) Medienmitteilung RR Kt. Graubünden vom 19.12.19; SGR, 26.3., 27.3.19; NZZ, 16.8.19
29) NZZ, 4.9.20; TA, 1.10.20; Lib, 3.10.20; AZ, 31.10.20; AZ, Blick, LT, Lib, NZZ, TA, 4.11.20
30) NLZ, 18.1.11.
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